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Krakofsk'7, J ustizobersek retä rrn
als Urkundsbeamtin der
Geschäftsstelle

In dem Rechtsstreit

KIägerin und Berufungsklägerin,

Prozessbevol Inrächti gte: Rechtsanwäl

gegen

Beklagten und Berufungsbeklagten,

Prozessb'evol I mächti gte; Rechtsanwälte

hat die 3. Zivil (Berufungs-) Kammer des Landgerichts Münster
auf die rnündliche Verhandlung vom 0A,12.2018
durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Dr. Bischoff, die Richterrn am
Landgericht Schmidt und den Ricnt*r Naujoks
für Recht erkannt;

verkündete Ufteil des
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Das \/ersäumnisurteil vom 13 O2.2O1B wird teitweise aufgehoben und wie
folgt neu gefasst:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerrn g12,SZ Euro nebst zlinsen rn

Höhe von 5 Prozentpunkten uber dem Basiszinss atz per anno hieraus sert
dem 213'08'2017 nebst weiteren vorgerichtlichen Rechtsanwattskor;bn von
124,0(\ Euro zu zahlen

lm Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die weitergehende Berufung wird zuruckgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits tr:agen die Klägerin zu B% und der Beklagte zu
92%.

Das Urrteil ist vorläufig volistreckbar.

Gründe:

t.

von der Darstellung des Tatbestandes wird gem, $s 540 Abs. z, 3j3a Abs, 1 s, 1,
544 ZPO,26 Nr, S EGZPO abgesehen.

il.

Die gem' S 511 Abs. 1, Abs 2 Nr. 1 zPo statthafte und im übrigen zulässige
insbesorrdere in gesetzlicher Form und Frist eingelegte und begründete Berufunr3 hat
in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang Erfolg, weshalb das angefochtene tJrteil
insoweit abzuändern war- lm Übrigen bleibt die Berufung erfolglos und war daher
zurückzuweisen.

1.

Die Klägerin hat aus abgetretenem Recht einen Anspruch gegen den Beklagterr auf
Zahlung weiterer Mietwagenkosten i.H,v. 912.52 Euro aus dem Verkehrsunfall vom

C'l,Z-l 0 tü0/'ZCüOd t!i6-r tkü rtlr
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19'02'2014 z:wischen dem Geschädigten Matthias pfeiffer (Zedent) und cJer bei clem
Beklagten haftpflichtuersicherten schädigerin yassine Rahma, ss 7 Abs. .1, 17 Abs.
1, 2 StVG, 115 Abs. 1 WG, 249 Abs. 2, 398 S. 2 BGB

Die Haftung des Bekragten dem Grunde nach ist unstreitig.

Die Kosten für die Anmietung eines Ersatzfahrzeugs durch den Geschädigten sindt in
t-1Öhe von insgesamr 1'73g,57 Euro ersatzfähig. Der Beklagte hat erut rlie
Mietwagenkosten vorprozessual bereits 827,05 Euro gezahlt, so dass er der Filägerin
noch einen Differenzbetrag von g1 2,52 Euroschurdet.

a)

Nach S 249 Abs' 2 Satz 1 BGB kann der Geschädigte als erforde,rtichen
Herstellungsaufwand nur den Ersatz derjenigen Mietwagenkosten verlangen, die ein
verständiger, rnrirtschaftlich denkender Mensch in der Lage cies Geschädig*en für
zweckmäßig und notwendig halten dar-f. Von mehreren auf dem örflich rele'vanten
Markt - nicht nur für unfallgeschädigte - erhälilichen Tarifen für die Anmieturrg eines- 
vergleichbaren Ersatzfahrzeugs kann er grundsätzlich nur den gunstigeren 1\/retpreis
äts zur Herstellung objektiv erforderlich ersetzt'verlangen. Die Ermitilung de-r
schadenshohe und damit des angemessenen "Normaltarifes,, ist sache des rrach $287 zPo besonders freigestellten Tatrichters, wobei S 2g7 zpo die Aft der
Schatzgrundlage nicht vorgibt

Die Kammer schätzt die ersatzfähigen Mietwagenkosten nach ständiger
Rechtsprechung (Urteil vom 12.01.2016 - 03 s 55i15; Urleil vom 1 3.04.2018 - 03 s

' 137117: urteil vom 28.08'2018 - 03 s 141/17; urreit vom 28.08.zo1|- 03 s 4tv/1g)
auf Grundlage des arithmetischerr Mittels zwischen der schwackeliste und der
Fraunhofer-Liste (,,Fracke-Methode"). wie zuletzt im urteil Landgericht Münster 03 s
48118 ausgefuhrt, sieht die Kammer als vorzugswürdige Grundlage zur schäEung
des erforderlichen Betrages gemäß s 287 ZPO bei Mietwagenkosten die lSitdung
eines arithmetischen Mittels aus den zwei gängigen Mietpreisspiegeln - schu,racke
und Fraunhofer - an' Hierdurch kann der zu ersetzende Normaltarif bestimmt
werden' Das oberlandesgericht Hamm und der Bundesgerichtshof habr:rr ore
Anwendung beider Listen und auch die Bildung eines arithmetischen Mittets für
zulässig erklärt (oLG Hamm, Urleil vom 20.07.2011, Azj13 U 108/10, juris; tJrteit
vom'18'03'2016 - I U 442/15 -, juris; BGH, Urteil vom 12. Aprit 2011,42.: V,t ZR

'' .',
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300/09, juris; Urteil vom 1B s 20'10, Az. vl zR 2g3/ol, juris) Auoh andere
Obertandesgerichte tragen diese Schätzgrundlage mit (OLG Kotn, Schacjen-pra;<is
2010,396; MRW 2017,26; OLO Celle MRW 2017,45). Beide dergenannten listran
sind Kritikpunkten ausgesetzt, die jedenfulls teilweise berechtigt erscSeinen,
Umgekehrt gillt es auch leweils Argumente für die Anwendung der beiden Listen.
Gegen die Kombination der beiden Listen durch die Bildung eines arithmeirschen
Mittels spricht zwar, dass die Nachteile der beiden Listen kumulieft werdr:n. )1u

beachten ist allerdings, dass sich die Nachteile der beiden Listen durch die Elildung
eines arithmetischen Mittels zumindest teilweise ausgleichen Diese
Berechnungsrueise ist damit vorzugswurdig,

Die Einwendungen der Klägerseite sind nicht geeignet, die Eignung der ,Frackr:-
Methodel im vorliegenden Fall in Frage zu stellen.

Einwendungen gegen die Grundlagen der Schadensbemessung sind nrrr dann
erheblich' weofl sie auf den konkreten Fall bezogen sind. Deshalb bedaLrf die
Eignung von l-isten oder Tabellen, die bei der Schadensschätzung Verwendung
finden können, nur dann der Klärung, wenn rnit konkreten Tatsachen aufgezeigt wrrd,

dass und inwieweit der nach der Liste ermittelie Normaltarif für die vorzunehntende
schätzung nicht zutreffe (vgl. BGH, urteil vom 11. März 200g - vl zR 164t07 --.

luris)' Die Parteien müssen deutlich gunstigere bzw. ungunstigere Angebote anderer
Anb'ieter für den konkreten Zeitraum am Ort der Anmietung aufzeigen (vgl. BG;H NJW
2413,1539; oLG Hamm, urteil vonr 1g 03.2016 - g u 142115 ^, juris),

Diesen Anforderungen wird der Vortrag der Klägerin nicht gerecht. Die Klägerseite
hat zwar Standardmietpreislisten anderer Anbieter zur Abbildung der tatsächtrchen
Marktsituation vorgelegt (Anl. K10 - K12). Diese tassen jedoch nicht erkennen, für
welchen Zeitraum und für welchen regionalen Standort sie Gültigkeit beansprur:hen,
Aus der Anl. K10 lässt sich sogar ersehen, dass diese für das Jahr 2010 oilt,

Aber auch die von dem Beklagten vorgelegten Auskünfte (Anl. B1) stenen oer von
der Kammer favorisierten Schätzgrundlage nicht_ entgeg;en, da sie hinsrchlich der
konkreten Anmietkonditionen nicht hinreichend aussagekräftig sind (vgl. hierzu OLG
Köln, MRW 2017,20) und sich zudem auf das Jahr 2017 beziehen.

ff0'i,l.Z-7 0 L,l0/i0üc,d tE6-l -lrjr,lr,,"', ;l L.: l.l. 3 i - l. r :tr
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Das Argument der Klägergeiter clie Fraunhofer-Liste Dei ungggigngt! y/eil ggr
Geschädigte die spezielfen Anmietvoraussetzungen nicht erfüilt habe (fester
Anmietzeitraum, Vorreservierungsfrist von bis zt) -/ Tagen, Gestel/ung v,on
sicherungsmifteln), steht der von der Kammer -favorisierten schätzgrun<Jtage
ebenfalls nicht entgegen' Die Klägerin versucht hier, aus ernem aligemern gre,gen <jie
Eign'ung der Fraunhofer-Liste vorgebrachten Argument eine einzelfallbezogene
Einwendtrng herzuleiton. Die Frage, ob dem Geschädigten in seiner korrkreten
situation ein günstigerer Tarif zugänglich war, ist jecioch altein b,ei der
subjektbezogenen Schadensbetrachtung zu beleuchten (s.u.).

soweii die Klägerin eine weitere mögliche schätzgrundlage, den DAT-
Mietpreisspiegel vorlegt und sich hierauf beruft, führen auch die sich hreraus
ergebenden Werte nicht zu einer Ungeeignetheit der ,,Fracke-Methode,, Denn auch
bei dem DAT'-Mietpreisspiegel trandelt es sicn im Ergebnrs lediglron um erne
Grundlage, die im Rahmen des richterlichen Ermessens ggf durch A,uit- und
Abschläge zu l'lorrigieren raräre (vgl. LG Potsdam, Urleil vom'1 3. septemt:er21017 -7
S 25/17 -, Rn. 24, juris)

b)

Die Berechnungsgrundlagen-oteilen sich wie folgt dar;

Ersatzfähig ist entgegen dem amtsgerichtlichen Urteit ein Fahrzeulg der
Fahrzeuggruppe 5. Das Fahrzeugalter (5 Jahre) und die Laufleistung (10g064 km)
zum Zeitpunkt des Untalls rechtfertigen keine Herabslufung. Etwas anderes erqibt
sich auch nicht aus der von Bekragtenseite zitierten Rechtsprechunq.

Der'Zuschlag für die Reduzierung der Setbstbeteiligung in der vgllkaskoversic;herung
auf 150 € Selbstbehalt ist nach Meinung der Karnmer erstattungsfähig, weil der
Geschädigte während der Mietzeit unfallbedingt einem höheren wirtschaftlichen
Risiko ausgesetzt war (vgl. BGH, Urteil vom 25."10.2005 - vl ZR g/05 -, Rn. 12, juris,
oLG Köln, MRW 2017,26, Rn' 21). Dieses ergibt sich aus der Gefahr der ernrauten
Venruicktung in einen allein oder jedenfatls mifuerschuldeten schadensfull während
der Fahrt mit einem anEemieteten Fremdfahrzeug in der Winterzeit Die Kamnrer hält
insofern an ihrer früheren Rechtsprechung, -wonach der Zuschlag für die
Reduzierung der Selbstbeteiligung generell nicht ersatzfähig rst (03 s 4Bl18 und 03 S
141117), nicht fest., Diese Ansicht stützte sich auf eine Entscheidung des OLG Harnm

,.'i:'..=''l,i'...'i'i$i,'i';#tt.;.jil'.'-*i;i.';l'.i;.;1.:l:;'"..,'*,l'.i.,i.i.=...,..''ri)1.j
tt'LZ-) flffg,/lgffrj t!i6-1 tll k
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(Urteil vom 18 03'2016 - I U 142115), die jedoch nach erneuter prüfung clurch die
Kammer eine andere Problematik betrifft; nämlich die Frage, ob eine Korrektur der
jeweitigen Listenwerte bezüglich der leweils im Normaltarif entherttene.
Vollkaskokosten zu erfolgen hat, Hintergrund ist, dass die Fraunhofer Tarife
ausweislich der Erläuterungen zum Marktpreisspiegel eine Vollkaskoversicnerurng mit
Selbstbeteiligung zwischen 750 € - 950 € enthatten, wohingegen die Schwackr:-
Tarife eine Voltkaskoversicherung mit einer Selbstbeteiligung von üblicnerwers;e 5Crg

€ enthalten Insofern hat das OLG Hamm entschieden,,lass eine Korrektur
entbehrlich sei i

Der Zuschlag fÜr winterreifen ist erstattungsfähig (vgl. BGH NJW 2013, 1u70: Lr3
Münster, urteit vom28 0B.2o1g-03 s 48/18-; oLG Kötn, MRW 2012.26).

Die Kosten für Zustellung und Abholung sind erstattungsfähig

Die erforderliche Mietdauer betragt - abweichend vom amtsgerichflichen Urteil - ,1g

Tage' Unstreitig lag das Schadensgutachten am 23.i2.20i4 vor und an diesrann Tag
wurde auch der Reparaturauftrag erteilt. Ausweislich des von Klägerseite vorgetegten

und nach Meinung der Kammer aus srch heraus verständlrc;hren
Reparaturablaufplans begann die Reparatur nach den weihnachtstage n (24 12 2014

26'12'2014) und einem sich anschließenden Wochenende (27 1220j4 +

28'122014) am Montag, den 29.12.2014 mit einer Ersatzteilbestelung, Das
Ersatzteil wurde am 02.01 .2015 getiefert. Hierbei durfte es sich um den Kofflügel
gehandelt haben- Der 03.0'1 .2015 + 04.01 .2015 waren wiederum ein Samst;rg1 und
ein Sonntag' Vom 06'01 .2015 bis 08.01 2015 wurden die Lackierarbeiten
durchgeftihrt. Am 09 01 -2015 wurde die Reparatur beendet Danach betrug dre rerle
Reparaturzeit inklusive Lackierung 4 bis 5 Werktage ohne dre Zeiten der
Materialbeschaffung. Der Sachverständige hat die voraussichtliche Repararuroauer
mtt 'ca' 4 Tagen" angegeben. Ausfallzeiten zur Materialbeschaffung wurden in denr
schadensgutachten nicht berücksichtigt (seite 3 des Gutachtens)

Der arithmetische Mitterwert berechnet sich danach wie folgt:

Fraunhofer Institut

Wochenpauschale / 7

(vgl OLG Hamm, Urteit v.
18.03.2016-9U 142J15-

223.27€17 = 31,90€:577,54€/7 - 82,S1 €

':iL,Z-l 0 1.00,/9000d t!16-t llllI/ ffi l1t_j/', fL.:iI l:i



94,10 €

inklusive

31,90 €

63.00 €

x 19 Tage = 1,197 €

+ 365,37 € (19 x 19,_"2. € \

I
I

i
I

I Keouzrerung Setbstbehalt
I

---
' Zustellen + Abhojen + 57,50 € fie 28,75 €)
Eigonersparnis 10%

c)

Die Klägerin beruft sich zu Recht auf unfailbedingte Zusatzleistungen, die einen
Aufschlag auf ilen Normalpreis rechtfertigen.

Auch die nac;t einem sogenannten "unfallersatztarif' geschuldeten Kosten können"erforderlicner'l Auf,rvand zur'schadensbeseitigung sein. voraussetzung ist, drass die
Besonderheiten dieses Tarifs mit Rücksicht auf die Unfallsituation einen gegenüber
dem "Normaltarif ' höheren Preis rechtfertigen, weil sie auf Leistung;en des
Verirrieters beruhen, die durch die besondere unfallsituation veranlas;sll sind.
Anknupfungspunkt fttr diese Prüfung kann nur ein "Normaltarif,sein, atso regelmäßigein Tarif, der fÜr selbstzahler Anwendung findet und daher unter
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten gebirdet wird. Eine Erhönung is;t nur
gerechtfertigt, soweit sie nach den vorstehenden Ausfuhrungen unfallbecli^gt ist.-lnwieweit 

die-q der Fall ist, hat der Tatrichter auf Grunci des Vortrarg,s des
Geschädigten genräß S 287 Abs 1 ZPo zu schätzen, wobei unter Umständ,en auch
eln pauschaler Zuschlag auf den "Norrnaltarif in Betracht kommt (vgl. BGll, Ur.teil
vom 19.01,2010 - VI ZR 112/Og _, Rn. 5, juris).
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Allerdings stellt die von Klägerseite ebenfalls angefühfte vorfinanzlerung des
Mietpreises einen allgemeinen unfallspezifischen Kostenfaktor dar, dr=r einen
höheren Mietpreis rechtfertigt, wenn der Unfallgeschädigte weder zum Finsalz einer
Kreditkarte noch zu einer sonst)gen Art der Vorleistung verprflrcStet ist (vgi BGh,
Urteil vom 05'03'2013 - vl zR 245/11 -, juris, Rn. 18) ob der Geschärdigte inr
Einzelfall zu einer Voffinanzierung verpflichtet war, betrifft nicht die F-rfordr:rlrchkreit
der Herstellungskosten im sinne des s 24g Abs.2 Satz 1 BGB, son{1e)rn rlie
Schadensminderungspflicht nach $ 254 Abs. 2 satz I BGB. Unter diesem Blickwinkel
kommt es darauf an, ob dem Geschädigten eine Vorfinanzierun g, zt) der auch der
Einsatz einer EC-Karte oder einer Kreditkarte gerechnet werden könnte. möqlrr:h und
zumutbar war' Das kann angesichts der heutigen Gepflogenheiten nicht gr=ner*ll
ausgeschlossen werden, wobei allerdings im Rahmen des S 2s4 BGB nicht der
Geschädigte darlegungs- und beweispflichtig ist. Je nach dem Vortrag des auf
schadensersatz in Anspruch Genommenen kann sich fur ihn jedoch eine sekundäre
Darlegungslastergeben (vgr. BGH, Urteir vom 05.03.20j3*vr zR 24srj1 -, Rrn. 19,
juris; BGH, Ü.t"il vom 19.01.2010 - vl zR 112/eg r, Rn. B,.1uris) lnsoferrr ist der
lediglich allgemein gehaltene Vortrag des Beklagten zur Schadensminderungspflicht
nicht geeignet, hier eine sekundare Dariegungslast der Klägerin auszuiöseln. Das
Vorfinanzierungsrisiko rechtfertigt daher einen Aufschlag. Die Kammer schließt srch
der Rechtsprechung des BGH an, der einen Aufschlag von 20o/o revisronsrechtlich
nicht beanstandet hat (vgr. BGH, Ufteil vom 09^03 .2010- vl zR 6/09 -,1uris, Rrr 12)

hs ergibt sich folgende Berechnung:

Normaltarif 1.500,17 €

Aufschlag 20% (auf 1 .197 €) 239.40 €

827,05 €

9,12,52 €

d)

Ein weitergehender Anspruch der Krägerin besteht nicht.

Nicht erforderliche Mietwagenkosten kann der Geschädigte aus dem Btrckwinkel der
subjektbezogenen Schadensbetrachtung nur ersetzt verlangen, wenn er dartegt und

i'1,7,-i ü L0Cr,i B{)üüd t!i6-I ,f,fll -f'ur,,r1r b l.: L.L. t, l.,- L, -I
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erforder:lichenfafls beweist, dass ihm unter Bertrcksichtigung seiner incJir,riduelen
Erkenntnis- und Einflussmöglichkeiten sowie der gerade für ihn bes;terhen<Jen
schwierigkeiten unter zumutbaren Anstrengungen auf dem in seiner Lagle zeilich
und örtlich relevanten Markt kein wesentlich günstigerer (Normal-) i-arif zr,rqänglich
war' Dabei kommt es insbesondere für die Frage der Erkennbarkeit der
Tarifunterschiede fÜr den Geschädigten darauf an, ob ein vernunftig,er und
wirtschaftlich denkender Geschädigter unter dern ,Aspekt des
wirtschaftlichkeitsgebots zu einer Nachfrage nach einem gunstigeren Tarif gr=haltefl
gewesen wäre^ Dies ist der Fall, wenn er Bedenken gegen die Angenressenheit des
ihm angebotenen unfallersatztarifs haben muss, die sich insbesondere au:i rlessr3n
FlÖhe ergeben können- Dabei kann es je nach Lage des Einzelfalls aurch erf,orcJertich
sbin, sich nach anderen Tarifen zr) erkundigen und ggf. ern oder zr,trei
Konkurrenzangebote einzuholen, ln diesem Zusammenhang kann es eine, Rolje
spielen, wie sehnell cler Geeehädigto ein Ersatzfahrzeug benötigt (vcyt. BGH urtr:it
vom'14'10'2008 -Vl ZR 210107 -, juris:.Urteil vom 25 10.20A8- Vt 2tR 9/0S , Rn
10, juris).

Die Klägerin hat den ihr obtiegenden Beweis der Unzugänglichkeit eines günstigeren
Tarifs nicht geführt' Sie wird ihn auch nicht führen können, weil der Gesohädrgte
seiner obliegenheii, Vergleichsangebote einzuholen, nicht nachgekommen ist.

Der Tarif der Klägerin gab dem Geschädigten Veranlassung, sich nacn gunstigeren
Tarifen umzusehen. Aus dem ursprünglichen Mietvertrag, auf den ins;owejt
abzustellen ist, ging ein voraussichtlicher Mietpreis für die Basis-Leistungy von
1'803'04 € für 7 Tage hervor (Anl. K2), dies entspricht einem Tagesrrretpreis von
257'58 €' selbst der endgültige Tagesmietpreis von brutto gg,gg € kann nach
Meinung des oLG Hamm eine Nachfrageobliegenheii auslösen (vgt oLG Hrärnm,
MDR 2a16,516)' Eine Erkundigung nach günstigeren Tarifen war dem Geschiäcligten.
auch nicht aufgrund besonderer Eil- und Notsituation unzumutbar. Bei Anmietung -
wie hier - 3 Tage nach dem Unfall ist eine Eilsituation nicht gegeben (vgt BGI .l, U rteil
vom 05,03.2013 -VI ZR 245/11 _, juris)

srncl die

€ (nretto)

! ri.r i 
.-r-!.,j. . : i._:.:1-. , ,,: .,_.
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J.

Die Zinsforderung folgt aus S 2gl ZpO.

Die Nebenentscheidungen beruhen auf gg 92,7oB Nr. 10 zpo,

Dr Bischoff Naujoks Schmidt
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